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Zusammenfassung (500 Wörter) 

I. 

Der Vortrag behandelt eine verbreitete Annahme: Religion ist Privatsache. Promin-
ent vertreten wurde diese Sicht etwa vom amerikanischen Gründervater Thomas 
Jefferson  und dem preußischen Gelehrten Wilhelm von Humboldt.  Die Trennung 1 2

von Staat und Religion erscheint vielen als Gebot der Gewissensfreiheit.  Dies führt 3

auf ein Abgrenzungsproblem, das der Vortrag untersucht: Wer Gewissensfreiheit 
gewährleistet sehen möchte, setzt damit der Legitimität staatlichen Wirkens 
womöglich engere Grenzen, als ihm lieb ist: Gewissensfragen haben wir in Luthers 
Glauben schließlich nicht weniger als in Kants Moral oder der  höchstrichterlichen 
Diskussion um das Recht auf Kriegsdienstverweigerung.  Das Nachdenken über 4

Gewissensfreiheit führt damit auf einen strikten staatlichen Neutralismus in Wert-
fragen, der selbst dem zeitgenössischen freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
mehr Zurückhaltung abverlangen würde, als wir heute einzufordern gewohnt sind.  

Der Vortrag entwickelt, dass dies weder vom rechten Verständnis des Gewis-
sens, noch vom rechten Verständnis des Politischen her eine normative Einsicht ist: 
Das Abgrenzungsproblem zwing aus methodologischen Gründen dazu, die Gren-
zen des Staates entlang der strikten Neutralität in allen Gewissensfragen zu ziehen. 
Wenn aber die Grenzen des wohleingerichteten Gemeinwesens entlang des Frei-
heitsraumes verläuft, der durch die Vereinigung der Gewissensvorbehalte seiner 

  Jefferson 1802, 397. Jefferson hatte in John Lockes „Letter Concerning Toleration“ einen wir1 -
kungsmächtigen Vorläufer: „I affirm, that the Magistrate’s Power extends not to the establishing 
of any Articles of Faith, or Forms of Worship, by the force of his Laws. […] The care of the Sal-
vation of Mens Souls cannot belong to the Magistrate. [The Church and the Commonwealth] 
are perfectly distinct and indefinitely different from each other.“ (Locke 1689, 14 & 24)

  Vgl. Humboldt 1792, 83: „„Alles, was die Religion betrifft, [liegt] ausserhalb der Gränzen der 2

Wirksamkeit des Staats“ und Jefferson 1802, 397: „[…] wall of separation between church and 
State“.  Vgl. auch Jefferson 1777 (insbes. 390–392), der zur Vorlage für das 1786 verabschiedete 
„Virginia Statute for Religious Freedom“ wurde, das wiederum für den 1791 ratifizierten, ersten 
Zusatzartikel zur amerikanischen Verfassung Pate stand.

  Vgl. Mill 1869, 15.3

  Vgl. BVerfG 12, 45; Luhmann 1965 sowie Böckenförde 1970.4
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Bürger gedacht werden kann, was ergibt sich für den Kontraktualismus? Steht die 
These des Vortrags in Konkurrenz zur politischen Grundeinsicht, dass die Gren-
zen des Staates durch die Zustimmung seiner Bürger gezogen werden? Der Vortrag 
zeigt, dass das Verhältnis von Zustimmung und Gewissen als komplementär begrif-
fen werden kann. Eine Schlüsselrolle spielt dabei John Lockes Begriff des (politi-
schen) Vertrauens.  

II. 

„Gewissen“ ist ein großes Wort, das in die griechische Antike und darüber hinaus 
zurückverweist.  Die heute dominante moralgebundene Auffassung des Gewissens 5

wirft Fragen zum Verhältnis von Religion und Moral auf: Ist Luthers „Hier stehe 
ich, ich kann nicht anders“ Ausdruck einer moralischen Haltung statt einer reli-
giösen? Klarheit schafft das Bundesverfassungsgericht.  Es bestimmt Gewissens6 -
freiheit formal, nicht material. Damit zeigt sich, „was auch nahezu alle Gewis-
senslehren betonen, daß Gewissensfragen weder gegenständlich noch nach dem 
Inhalt des Gewissensgebots noch nach Gründen und Motiven irgendwie begren-
zbar sind.“  Hätte der Staat das Gewissen jedes einzelnen zu achten, schienen die 7

Grenzen des Staates die des Gewissens zu sein. 

Dem steht die Grundeinsicht der politischen Moderne gegenüber: Es gibt kei-
ne legitime Herrschaft außer durch Zustimmung.  In der durch Locke gemilderten 8

Betrachtungsweise erscheint der Souveräns nur noch als Sachwalter einer ihm un-
ter Bedingungen übertragenen Gewalt. Er bleibt für deren legitime Anwendung 
auf unser Vertrauen angewiesen. Kontraktualistisch sind die Grenzen des Staates 
also die Grenzen des Vertrauens. Vertrauen wäre dabei als fortwährende Zustim-
mung und die Schaffung des Gemeinwesens als creatio continua aufzufassen.   9

Wie passt dies zur staatseinhegenden Natur der Grenzen des Gewissens? Die 
Lösung findet bereits Thomas Jefferson, der Vater der amerikanischen Unabhän-
gigkeitserklärung: „The rights of conscience we never submitted, we could not 

  Vgl. z.B. Sorabji 2014; Reiner 2010; Blühdorn et al. 2010; Marietta 1970.5

  BVerfG 12, 45 Rn. 30: „Als eine Gewissensentscheidung ist […] jede ernste sittliche, d. h. an den 6

Kategorien von „Gut“ und „Böse“ orientierte Entscheidung anzusehen, die der Einzelne in ei-
ner bestimmten Lage als für sich bindend und unbedingt verpflichtend innerlich erfährt, so daß 
er gegen sie nicht ohne ernste Gewissensnot handeln könnte.“

  Böckenförde 1970, 687

  Hobbes 1651, II.17.13; Locke 1690, II, § 958

  Rehm 2012a, 13 scheint Vertrauen als konstante Erneuerung von Zustimmung zu deuten. Mit 9

Dunn 1984, 284 und Laslett 1960, 113–117 sieht Rehm 2012b, 103ff. Vertrauen jedoch als ein 
neben die Zustimmung tretendes, eigenes Prinzip.
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submit.“  Wo wir Gewissensgründe als Zustimmungsvorbehalt verstehen, der die 10

Grenzen unserer Bereitschaft anzeigt, den Naturzustand zu verlassen, malen wir 
die äußeren Grenzen politischer Zustimmung aus. Wer die Grenzen des Staates 
entlang der des Gewissens zieht, der schaut demnach auf dieselbe Grenze wie der, 
der auf die Grenzen politischen Vertrauens blickt. Er schaut auf sie nur von der 
anderen Seite.  
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